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Kreis Ostholstein

Lübecker Straße 41

23701 Eutin

GU Lübbersdorf Zufahrtsbereich B202
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km

Erstellt für Maßstab 1:1.346

Ersteller Merten Brunck

Erstellungsdatum 23.11.2017

Zufahrtsbereich von B202 (Anlage 5)
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Grundstücks- und Gebäudeservice

Energiemanagement  

  gemäß den §§ 16 ff. Energieeinsparverordnung (EnEV) vom 

Gültig bis:

Liegenschaft

Adresse

Hauptnutzung  

Baujahr Gebäude ca. 1930 Nettogrundfläche

Wesentliche Energieträger für Heizung & Warmwasser

Erneuerbare Energien 

Heizenergie Verbrauchskennwert 2012 - 2014 Kosten/Jahr 

202 kWh/m²a 18.997 €/a
0 114 141 159 183 225 288 kWh/m²a

A B C D E F G ineffizient

150 kWh/m²a

Heizenergie enthält 

Strom Verbrauchskennwert 2012 - 2014 Kosten/Jahr 

60 kWh/m²a 16.615 €/a
0 12 17 20 26 33 55 kWh/m²a

A B C D E F G ineffizient

20 kWh/m²a

Strom enthält 

Wasser Verbrauchskennwert 2012 - 2014 Kosten/Jahr

1987 l/m²a 3.693 €/a
0 225 430 622 850 1238 1787 l/m²a

A B C D E F G ineffizient

1017 l/m²a

Primärenergieverbrauch 101 t/a Energie und Wasserkosten 39.306 €/a

Erläuterungen

Empfehlungen zur kosteneffizienten Modernisierung

Empfehlungen zu Nutzung und Betrieb

Aussteller:

Grundstücks- und Gebäudeservice

Dipl.- Ing. (FH)  Energie u. Wärmetechnik

Lübecker Str. 41

23701 Eutin   Wilfried Kober

3,29 €/(m²a)

Mittelwert

366 kWh/m²a CO₂-Emissionen 

Für die Bauwerkszuordung "6300 Asylbewerberunterkunft" gibt es in der EnEv keine Erfahrungswerte. Daher wurde in diesem 

Energieausweis die Bauwerkszuordung "6200 Wohnheime" vorgenommen. Die Einordnung "ineffizient"  für Strom und Wasser ist somit 

nicht belastbar.

Der nutzerbedinngt sehr hohe Warmwasserverbrauch verursacht -trotz der 2013 durchgeführten Umstellung auf einen modernen 

Brennwertkessel sowie einer Dämmstoffstärke von ca. 200 mm im Dachbereich- einen hohen Flüssiggasbedarf.

 Diese Liegenschaft

effizient 

Vergleichswert EnEV 

18.11.2013

Wohnheime

 Diese Liegenschaft

effizient 

effizient 

1.121  m²     

Aushang 21.11.2027

Kieler Chaussee 1, 23758 Oldenburg

16,94 €/(m²a)

14,82 €/(m²a)

 Diese Liegenschaft

Flüssiggas

 Anklicken 

um Foto oder

  Zeichnung 

einfügen 

Vergleichswert EnEV 

ENERGIEAUSWEIS für Nichtwohngebäude

Asylbewerberunterkunft

1.121  m²     

Warmwasser

Zusatzheizung Warmwasser Lüftung Beleuchtung Kühlung Sonstiges

Energieausweis Haus I (Anlage 7)



Hinweise zu den Angaben über die energetische Qualität des Gebäudes

Die energetische Qualität eines Gebäudes kann durch die Berechnung des Energiebedarfs unter standardisierten Randbedingungen oder
durch die Auswertung des Energieverbrauchs ermittelt werden. Als Bezugsfläche dient die energetische Gebäudenutzfläche nach der EnEV,
die sich in der Regel von den allgemeinen Wohnflächenangaben unterscheidet. Die angegebenen Vergleichswerte sollen überschlägige
Vergleiche ermöglichen (Erläuterungen – siehe Seite 4).

Der Energieausweis wurde auf der Grundlage von Berechnungen des Energiebedarfs erstellt. Die Ergebnisse sind auf Seite 2 dargestellt.
Zusätzliche Informationen zum Verbrauch sind freiwillig.

Der Energieausweis wurde auf der Grundlage von Auswertungen des Energieverbrauchs erstellt. Die Ergebnisse sind auf Seite 3 dargestellt.

Datenerhebung Bedarf/ Verbrauch durch: Eigentümer Aussteller

Dem Energieausweis sind zusätzliche Informationen zur energetischen Qualität beigefügt (freiwillige Angabe).

Hinweise zur Verwendung des Energieausweises

Der Energieausweis dient lediglich der Information. Die Angaben im Energieausweis beziehen sich auf das gesamte Wohngebäude oder 
den oben bezeichneten Gebäudeteil. Der Energieausweis ist lediglich dafür gedacht, einen überschlägigen Vergleich von Gebäuden zu
ermöglichen.

ENERGIEAUSWEIS für Wohngebäude 

gemäß den §§ 16 ff. Energieeinsparverordnung (EnEV)

1Gültig bis:

Gebäude

Neubau

Vermietung/ Verkauf

Modernisierung 

(Änderung/ Erweiterung)

Sonstiges (freiwillig)

Gebäudefoto (freiwillig)

Gebäudetyp

Adresse

Gebäudeteil

Baujahr Gebäude

Baujahr Anlagentechnik1)

Anzahl Wohnungen

Gebäudenutzfläche (AN)

Erneuerbare Energien

Lüftung

Anlass der Ausstellung

des Energieausweises

Aussteller

Datum Unterschrift des Ausstellers

1) Mehrfachangaben möglich

11.03.2023

Wohngebäude

Kieler Chaussee 101, 23758 Oldenburg

2013

2013

1

156 m²

freie Lüftung

Beratender Ingenieur für Baustatik

Dipl.-Ing. Peter Ohm

Weißdornweg 55

23758 Oldenburg i.H. 13.03.2013

Energieausweis Haus IV (Anlage 8)



ENERGIEAUSWEIS für Wohngebäude 

gemäß den §§ 16 ff. Energieeinsparverordnung (EnEV)

2Berechneter Energiebedarf des Gebäudes

Endenergiebedarf
Jährlicher Endenergiebedarf in kWh/(m2 ·a) für

Energieträger Heizung Warmwasser Hilfsgeräte 4) Gesamt in kWh/(m2 ·a)

Energiebedarf 

Ersatzmaßnahmen3)

Erläuterungen zum Berechnungsverfahren

Die Energieeinsparverordnung lässt für die Berechnung des Energiebedarfs zwei alternative Berechnungsverfahren zu, die im Einzelfall zu
unterschiedlichen Ergebnissen führen können. Insbesondere wegen standardisierter Randbedingungen erlauben die angegebenen Werte
keine Rückschlüsse auf den tatsächlichen Energieverbrauch. Die ausgewiesenen Bedarfswerte sind spezifische Werte nach der EnEV pro
Quadratmeter Gebäudenutzfläche (AN).

1) Freiwillige Angabe 2) bei Neubau sowie bei Modernisierung im Fall des § 16 Abs. 1 Satz 2 EnEV 3) nur bei Neubau im Falle der Anwendung von § 7 Nr. 2 Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz
4) Ggf. einschließlich Kühlung 5) EFH: Einfamilienhäuser, MFH: Mehrfamilienhäuser

Anforderungen gemäß EnEV2)

Primärenergiebedarf 

Ist-Wert kWh/(m2 ·a) Anforderungswert kWh/(m2 ·a)

Energetische Qualität der Gebäudehülle H’T

Ist-Wert W/(m2 ·K) Anforderungswert W/(m2 ·K)

Sommerlicher Wärmeschutz (bei Neubau) eingehalten

Vergleichswerte Endenergiebedarf

5)

Anforderungen nach § 7 Nr. 2 EEWärmeG

Die um 15 % verschärften Anforderungswerte sind 
eingehalten.

Anforderungen nach § 7 Nr. 2 i. V. m. § 8 EEWärmeG

Die Anforderungswerte der EnEV sind um % verschärft.

Primärenergiebedarf 

Verschärfter Anforderungswert: kWh/(m2 ·a)

Transmissionswärmeverlust H’T

Verschärfter Anforderungswert: W/(m2 ·K)

Für Energiebedarfsberechnungen

verwendetes Verfahren

Verfahren nach DIN V 4108-6 und DIN V 4701-10 

Verfahren nach DIN V 18599 

Vereinfachungen nach § 9 Abs. 2 EnEV 
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76 92

0,28 0,40

Kieler Chaussee 101, 23758 Oldenburg

[Fernwärme, fossiler Brennstof

Hilfsenergie Strom

61,2

0,0

0,0

14,3

0,0

0,0

0,0

0,0

0,0

75,5

0,0

0,0

Primärenergiebedarf "Gesamtenergieeffizienz"

76  kWh/(m²·a)

Endenergiebedarf

76  kWh/(m²·a)

CO2-Emissionen1) 0 [kg/(m²·a)]



ENERGIEAUSWEIS für Wohngebäude 

gemäß den §§ 16 ff. Energieeinsparverordnung (EnEV)

3Erfasster Energieverbrauch des Gebäudes

Verbrauchserfassung – Heizung und Warmwasser

Energieverbrauchskennwert

Energieverbrauch für Warmwasser: enthalten nicht enthalten

Das Gebäude wird auch gekühlt; der typische Energieverbrauch für Kühlung beträgt bei zeitgemäßen Geräten
etwa 6 kWh je m2 Gebäudenutzfläche und Jahr und ist im Energieverbrauchskennwert nicht enthalten.

Energieverbrauchskennwert in kWh/(m2 ·a) 
(zeitlich bereinigt, klimabereinigt) 

Heizung Warmwasser Kennwert

Energieträger Zeitraum

von bis

Energie-
verbrauch 

[kWh]

Anteil
Warmwasser

[kWh]

Klima-
faktor

Durchschnitt

Vergleichswerte Endenergiebedarf

Die modellhaft ermittelten Vergleichswerte beziehen
sich auf Gebäude, in denen die Wärme für Heizung und
Warmwasser durch Heizkessel im Gebäude bereit-
gestellt wird.

Soll ein Energieverbrauchskennwert verglichen werden,
der keinen Warmwasseranteil enthält, ist zu beachten,
dass auf die Warmwasserbereitung je nach Gebäude-
größe 20 – 40 kWh/(m2 ·a) entfallen können.

Soll ein Energieverbrauchskennwert eines mit Fern- oder
Nahwärme beheizten Gebäudes verglichen werden, ist
zu beachten, dass hier normalerweise ein um 15 – 30 %
geringerer Energieverbrauch als bei vergleichbaren
Gebäuden mit Kesselheizung zu erwarten ist.

1)

Erläuterungen zum Verfahren

Das Verfahren zur Ermittlung von Energieverbrauchskennwerten ist durch die Energieeinsparverordnung vorgegeben. Die Werte sind spezi-
fische Werte pro Quadratmeter Gebäudenutzfläche (AN) nach Energieeinsparverordnung. Der tatsächliche Verbrauch einer Wohnung oder
eines Gebäudes weicht insbesondere wegen des Witterungseinflusses und sich ändernden Nutzerverhaltens vom angegebenen Energie-
verbrauchskennwert ab. 

1) EFH: Einfamilienhäuser, MFH: Mehrfamilienhäuser
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Energiebedarf – Seite 2

Der Energiebedarf wird in diesem Energieausweis durch den Jahres-Primärenergiebedarf und den Endenergiebedarf
dargestellt. Diese Angaben werden rechnerisch ermittelt. Die angegebenen Werte werden auf der Grundlage der Bau-
unterlagen bzw. gebäudebezogener Daten und unter Annahme von standardisierten Randbedingungen (z. B. standar-
disierte Klimadaten, definiertes Nutzerverhalten, standardisierte Innentemperatur und innere Wärmegewinne usw.)
berechnet. So lässt sich die energetische Qualität des Gebäudes unabhängig vom Nutzerverhalten und der Wetterlage
beurteilen. Insbesondere wegen standardisierter Randbedingungen erlauben die angegebenen Werte keine Rückschlüsse
auf den tatsächlichen Energieverbrauch.

Primärenergiebedarf – Seite 2

Der Primärenergiebedarf bildet die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes ab. Er berücksichtigt neben der Endenergie
auch die so genannte „Vorkette“ (Erkundung, Gewinnung, Verteilung, Umwandlung) der jeweils eingesetzten Energie-
träger (z. B. Heizöl, Gas, Strom, erneuerbare Energien etc.). Kleine Werte signalisieren einen geringen Bedarf und damit
eine hohe Energieeffizienz und eine die Ressourcen und die Umwelt schonende Energienutzung. Zusätzlich können die
mit dem Energiebedarf verbundenen CO2-Emissionen des Gebäudes freiwillig angegeben werden. 

Energetische Qualität der Gebäudehülle – Seite 2 

Angegeben ist der spezifische, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogene Transmissionswärmeverlust
(Formelzeichen in der EnEV H‘T). Er ist ein Maß für die durchschnittliche energetische Qualität aller wärmeübertragenden
Umfassungsflächen (Außenwände, Decken, Fenster etc.) eines Gebäudes. Kleine Werte signalisieren einen guten baulichen
Wärmeschutz. Außerdem stellt die EnEV Anforderungen an den sommerlichen Wärmeschutz (Schutz vor Überhitzung)
eines Gebäudes. 

Endenergiebedarf – Seite 2

Der Endenergiebedarf gibt die nach technischen Regeln berechnete, jährlich benötigte Energiemenge für Heizung,
Lüftung und Warmwasserbereitung an. Er wird unter Standardklima- und Standardnutzungsbedingungen errechnet und ist
ein Maß für die Energieeffizienz eines Gebäudes und seiner Anlagentechnik. Der Endenergiebedarf ist die Energiemenge,
die dem Gebäude bei standardisierten Bedingungen unter Berücksichtigung der Energieverluste zugeführt werden muss,
damit die standardisierte Innentemperatur, der Warmwasserbedarf und die notwendige Lüftung sichergestellt werden
können. Kleine Werte signalisieren einen geringen Bedarf und damit eine hohe Energieeffizienz. 
Die Vergleichswerte für den Energiebedarf sind modellhaft ermittelte Werte und sollen Anhaltspunkte für grobe
Vergleiche der Werte dieses Gebäudes mit den Vergleichswerten ermöglichen. Es sind ungefähre Bereiche angegeben, in
denen die Werte für die einzelnen Vergleichskategorien liegen. Im Einzelfall können diese Werte auch außerhalb der
angegebenen Bereiche liegen. 

Energieverbrauchskennwert – Seite 3

Der ausgewiesene Energieverbrauchskennwert wird für das Gebäude auf der Basis der Abrechnung von Heiz- und ggf.
Warmwasserkosten nach der Heizkostenverordnung und/oder auf Grund anderer geeigneter Verbrauchsdaten ermittelt.
Dabei werden die Energieverbrauchsdaten des gesamten Gebäudes und nicht der einzelnen Wohn- oder Nutzeinheiten
zugrunde gelegt. Über Klimafaktoren wird der erfasste Energieverbrauch für die Heizung hinsichtlich der konkreten
örtlichen Wetterdaten auf einen deutschlandweiten Mittelwert umgerechnet. So führen beispielsweise hohe Verbräuche
in einem einzelnen harten Winter nicht zu einer schlechteren Beurteilung des Gebäudes. Der Energieverbrauchskennwert
gibt Hinweise auf die energetische Qualität des Gebäudes und seiner Heizungsanlage. Kleine Werte signalisieren einen
geringen Verbrauch. Ein Rückschluss auf den künftig zu erwartenden Verbrauch ist jedoch nicht möglich; insbesondere
können die Verbrauchsdaten einzelner Wohneinheiten stark differieren, weil sie von deren Lage im Gebäude, von der je-
weiligen Nutzung und vom individuellen Verhalten abhängen. 

Gemischt genutzte Gebäude

Für Energieausweise bei gemischt genutzten Gebäuden enthält die Energieeinsparverordnung besondere Vorgaben.
Danach sind – je nach Fallgestaltung –  entweder ein gemeinsamer Energieausweis für alle Nutzungen oder zwei getrenn-
te Energieausweise für Wohnungen und die übrigen Nutzungen auszustellen; dies ist auf Seite 1 der Ausweise erkennbar
(ggf. Angabe „Gebäudeteil“).

ENERGIEAUSWEIS für Wohngebäude 

gemäß den §§ 16 ff. Energieeinsparverordnung (EnEV)

4Erläuterungen



Modernisierungsempfehlungen zum Energieausweis
gemäß § 20 Energieeinsparverordnung (EnEV)

Gebäude

Beispielhafter Variantenvergleich (Angaben freiwillig)

Modernisierung gemäß 

Nummern:

Primärenergiebedarf 

[kWh/(m2 ·a)]

Einsparung gegenüber

Ist-Zustand [%]

Endenergiebedarf 

[kWh/(m2 ·a)]

Einsparung gegenüber 

Ist-Zustand [%]

CO2-Emissionen 

[kg/(m2 ·a)]

Einsparung gegenüber

Ist-Zustand [%]

Ist-Zustand Modernisierungsvariante 1 Modernisierungsvariante 2

Hauptnutzung/

Gebäudekategorie

Aussteller

Datum Unterschrift des Ausstellers

Adresse/

Gebäudeteil

Empfohlene Modernisierungsmaßnahmen

Nr. Bau- oder Anlagenteile Maßnahmenbeschreibung

Weitere Empfehlungen auf gesondertem Blatt

Hinweis: Modernisierungsempfehlungen für das Gebäude dienen lediglich der Information.
Sie sind nur kurz gefasste Hinweise und kein Ersatz für eine Energieberatung.

Maßnahmen zur kostengünstigen

Verbesserung der Energieeffizienz    

Empfehlungen zur kostengünstigen Modernisierung

sind möglich

sind nicht möglich 

Kieler Chaussee 101, 23758 Oldenburg Wohngebäude

76

76

0

0

0

0

0

0

0

Beratender Ingenieur für Baustatik

Dipl.-Ing. Peter Ohm

Weißdornweg 55

23758 Oldenburg i.H. 13.03.2013
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Baugesetzbuch (BauGB)
§ 35 Bauen im Außenbereich

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende 
Erschließung gesichert ist und wenn es 

einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche 
einnimmt,
einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient,
der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Telekommunikationsdienstleistungen, Wärme und Wasser, 
der Abwasserwirtschaft oder einem ortsgebundenen gewerblichen Betrieb dient,
wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung, wegen seiner nachteiligen Wirkung auf die 
Umgebung oder wegen seiner besonderen Zweckbestimmung nur im Außenbereich ausgeführt werden soll, es 
sei denn, es handelt sich um die Errichtung, Änderung oder Erweiterung einer baulichen Anlage zur 
Tierhaltung, die dem Anwendungsbereich der Nummer 1 nicht unterfällt und die einer Pflicht zur Durchführung 
einer standortbezogenen oder allgemeinen Vorprüfung oder einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, wobei bei kumulierenden Vorhaben für die Annahme 
eines engen Zusammenhangs diejenigen Tierhaltungsanlagen zu berücksichtigen sind, die auf demselben 
Betriebs- oder Baugelände liegen und mit gemeinsamen betrieblichen oder baulichen Einrichtungen verbunden 
sind,
der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie dient,
der energetischen Nutzung von Biomasse im Rahmen eines Betriebs nach Nummer 1 oder 2 oder eines 
Betriebs nach Nummer 4, der Tierhaltung betreibt, sowie dem Anschluss solcher Anlagen an das öffentliche 
Versorgungsnetz dient, unter folgenden Voraussetzungen:

das Vorhaben steht in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem Betrieb,
die Biomasse stammt überwiegend aus dem Betrieb oder überwiegend aus diesem und aus nahe 
gelegenen Betrieben nach den Nummern 1, 2 oder 4, soweit letzterer Tierhaltung betreibt,
es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben und
die Kapazität einer Anlage zur Erzeugung von Biogas überschreitet nicht 2,3 Millionen 
Normkubikmeter Biogas pro Jahr, die Feuerungswärmeleistung anderer Anlagen überschreitet nicht 
2,0 Megawatt,

der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken oder der Entsorgung 
radioaktiver Abfälle dient, mit Ausnahme der Neuerrichtung von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen 
zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität, oder
der Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an und auf Dach- und Außenwandflächen von zulässigerweise 
genutzten Gebäuden dient, wenn die Anlage dem Gebäude baulich untergeordnet ist.

(2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffentliche 
Belange nicht beeinträchtigt und die Erschließung gesichert ist.
(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben 

den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht,
den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere des Wasser-, Abfall- oder 
Immissionsschutzrechts, widerspricht,
schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird,
unwirtschaftliche Aufwendungen für Straßen oder andere Verkehrseinrichtungen, für Anlagen der Versorgung 
oder Entsorgung, für die Sicherheit oder Gesundheit oder für sonstige Aufgaben erfordert,
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des Denkmalschutzes oder die 
natürliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert beeinträchtigt oder das Orts- und Landschaftsbild 
verunstaltet,

§ 35 Baugesetzbuch (Anlage 10)
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Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeinträchtigt, die Wasserwirtschaft oder den 
Hochwasserschutz gefährdet,
die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten lässt oder
die Funktionsfähigkeit von Funkstellen und Radaranlagen stört.

Raumbedeutsame Vorhaben dürfen den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen; öffentliche Belange stehen 
raumbedeutsamen Vorhaben nach Absatz 1 nicht entgegen, soweit die Belange bei der Darstellung dieser Vorhaben 
als Ziele der Raumordnung abgewogen worden sind. Öffentliche Belange stehen einem Vorhaben nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 6 in der Regel auch dann entgegen, soweit hierfür durch Darstellungen im Flächennutzungsplan oder als 
Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist.
(4) Den nachfolgend bezeichneten sonstigen Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 kann nicht entgegengehalten werden, 
dass sie Darstellungen des Flächennutzungsplans oder eines Landschaftsplans widersprechen, die natürliche Eigenart 
der Landschaft beeinträchtigen oder die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten 
lassen, soweit sie im Übrigen außenbereichsverträglich im Sinne des Absatzes 3 sind: 

die Änderung der bisherigen Nutzung eines Gebäudes im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 unter folgenden 
Voraussetzungen: 

das Vorhaben dient einer zweckmäßigen Verwendung erhaltenswerter Bausubstanz,
die äußere Gestalt des Gebäudes bleibt im Wesentlichen gewahrt,
die Aufgabe der bisherigen Nutzung liegt nicht länger als sieben Jahre zurück,
das Gebäude ist vor mehr als sieben Jahren zulässigerweise errichtet worden,
das Gebäude steht im räumlich-funktionalen Zusammenhang mit der Hofstelle des land- oder 
forstwirtschaftlichen Betriebs,
im Falle der Änderung zu Wohnzwecken entstehen neben den bisher nach Absatz 1 Nummer 1 
zulässigen Wohnungen höchstens drei Wohnungen je Hofstelle und
es wird eine Verpflichtung übernommen, keine Neubebauung als Ersatz für die aufgegebene Nutzung 
vorzunehmen, es sei denn, die Neubebauung wird im Interesse der Entwicklung des Betriebs im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 1 erforderlich,

die Neuerrichtung eines gleichartigen Wohngebäudes an gleicher Stelle unter folgenden Voraussetzungen: 
das vorhandene Gebäude ist zulässigerweise errichtet worden,
das vorhandene Gebäude weist Missstände oder Mängel auf,
das vorhandene Gebäude wird seit längerer Zeit vom Eigentümer selbst genutzt und
Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass das neu errichtete Gebäude für den Eigenbedarf des 
bisherigen Eigentümers oder seiner Familie genutzt wird; hat der Eigentümer das vorhandene 
Gebäude im Wege der Erbfolge von einem Voreigentümer erworben, der es seit längerer Zeit selbst 
genutzt hat, reicht es aus, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass das neu errichtete 
Gebäude für den Eigenbedarf des Eigentümers oder seiner Familie genutzt wird,

die alsbaldige Neuerrichtung eines zulässigerweise errichteten, durch Brand, Naturereignisse oder andere 
außergewöhnliche Ereignisse zerstörten, gleichartigen Gebäudes an gleicher Stelle,
die Änderung oder Nutzungsänderung von erhaltenswerten, das Bild der Kulturlandschaft prägenden 
Gebäuden, auch wenn sie aufgegeben sind, wenn das Vorhaben einer zweckmäßigen Verwendung der 
Gebäude und der Erhaltung des Gestaltwerts dient,
die Erweiterung eines Wohngebäudes auf bis zu höchstens zwei Wohnungen unter folgenden 
Voraussetzungen: 

das Gebäude ist zulässigerweise errichtet worden,
die Erweiterung ist im Verhältnis zum vorhandenen Gebäude und unter Berücksichtigung der 
Wohnbedürfnisse angemessen und
bei der Errichtung einer weiteren Wohnung rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass das Gebäude 
vom bisherigen Eigentümer oder seiner Familie selbst genutzt wird,

die bauliche Erweiterung eines zulässigerweise errichteten gewerblichen Betriebs, wenn die Erweiterung im 
Verhältnis zum vorhandenen Gebäude und Betrieb angemessen ist.

In begründeten Einzelfällen gilt die Rechtsfolge des Satzes 1 auch für die Neuerrichtung eines Gebäudes im Sinne des 
Absatzes 1 Nummer 1, dem eine andere Nutzung zugewiesen werden soll, wenn das ursprüngliche Gebäude vom 
äußeren Erscheinungsbild auch zur Wahrung der Kulturlandschaft erhaltenswert ist, keine stärkere Belastung des 
Außenbereichs zu erwarten ist als in Fällen des Satzes 1 und die Neuerrichtung auch mit nachbarlichen Interessen 
vereinbar ist; Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b bis g gilt entsprechend. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 sowie 
des Satzes 2 sind geringfügige Erweiterungen des neuen Gebäudes gegenüber dem beseitigten oder zerstörten 
Gebäude sowie geringfügige Abweichungen vom bisherigen Standort des Gebäudes zulässig.
(5) Die nach den Absätzen 1 bis 4 zulässigen Vorhaben sind in einer flächensparenden, die Bodenversiegelung auf das 
notwendige Maß begrenzenden und den Außenbereich schonenden Weise auszuführen. Für Vorhaben nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 6 ist als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungserklärung abzugeben, das Vorhaben 
nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zurückzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen; bei einer 
nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 zulässigen Nutzungsänderung ist die Rückbauverpflichtung zu übernehmen, bei einer 
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nach Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 2 zulässigen Nutzungsänderung entfällt sie. Die Baugenehmigungsbehörde soll 
durch nach Landesrecht vorgesehene Baulast oder in anderer Weise die Einhaltung der Verpflichtung nach Satz 2 
sowie nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe g sicherstellen. Im Übrigen soll sie in den Fällen des Absatzes 4 
Satz 1 sicherstellen, dass die bauliche oder sonstige Anlage nach Durchführung des Vorhabens nur in der 
vorgesehenen Art genutzt wird.
(6) Die Gemeinde kann für bebaute Bereiche im Außenbereich, die nicht überwiegend landwirtschaftlich geprägt sind 
und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass Wohnzwecken 
dienenden Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im 
Flächennutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder 
Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. Die Satzung kann auch auf Vorhaben erstreckt werden, die 
kleineren Handwerks- und Gewerbebetrieben dienen. In der Satzung können nähere Bestimmungen über die 
Zulässigkeit getroffen werden. Voraussetzung für die Aufstellung der Satzung ist, dass 

sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist,
die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht 
begründet wird und
keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b genannten 
Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der 
Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten 
sind.

Bei Aufstellung der Satzung sind die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 13 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 und 3 sowie Satz 2 entsprechend anzuwenden. § 10 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden. Von 
der Satzung bleibt die Anwendung des Absatzes 4 unberührt.

Datenschutz
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Landesverordnung über das Naturschutzgebiet "Lübbersdorfer Kiesgrube"
Vom 22. Dezember 1989

 

Zum 04.12.2017 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe

Stand: letzte berücksichtigte Änderung: Ressortbezeichnungen ersetzt (Art. 67 LVO v. 04.04.2013,
GVOBl. S. 143)

Aufgrund des § 16 des Landschaftspflegegesetzes verordnet der Minister für Natur, Umwelt und Landes-
entwicklung die folgenden §§ 1 bis 8 mit Ausnahme des § 5 Abs. 1 Nr. 1; aufgrund des § 39 Abs. 1 Nr.
8 des Landesjagdgesetzes verordnet der Minister für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Fischerei
den folgenden § 5 Abs. 1 Nr. 1 und § 8:

§ 1
Erklärung zum Naturschutzgebiet

 (1) Die ehemalige Kiesgrube nordwestlich von Lübbersdorf auf dem Gebiet der Stadt Oldenburg in Hol-
stein, Kreis Ostholstein, wird zum Naturschutzgebiet erklärt.

 (2) Das Naturschutzgebiet wird mit der Bezeichnung "Lübbersdorfer Kiesgrube" unter Nummer 132
in das beim Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume als oberster
Landschaftspflegebehörde geführte Verzeichnis der Naturschutzgebiete eingetragen.

§ 2
Geltungsbereich

 (1) Das Naturschutzgebiet ist rund 8 ha groß und umfaßt in der Gemarkung Lübbersdorf, Flur 1, die Flur-
stücke 40 tlw. und 43 tlw.

In der dieser Verordnung als Anlage beigefügten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000 ist die Grenze
des Naturschutzgebietes schwarz punktiert dargestellt.

 (2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in der Abgrenzungskarte im Maßstab 1 : 5.000 rot eingetra-
gen. Sie verläuft auf der dem Gebiet zugewandten Seite der roten Linie. Die Ausfertigung der Karte ist
beim Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume als oberster Land-
schaftspflegebehörde verwahrt. Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung.

Weitere Karten sind beim

1. Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume - Oberste Jagdbehör-
de -, 2300 Kiel,
 

2. Landrat des Kreises Ostholstein - Untere Landschaftspflegebehörde -, 2420 Eutin,
 

3. Bürgermeister der Stadt Oldenburg in Holstein, 2440 Oldenburg in Holstein,
 

Landesverordnung NSG "Lübbersdorfer Kiesgrube (Anlage 12)
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niedergelegt. Die Karte kann bei diesen Behörden während der Dienststunden eingesehen werden.

§ 3
Schutzzweck

 Das Naturschutzgebiet dient der Erhaltung eines Landschaftsteiles, der sich aus einer ehemaligen Kies-
grube zu einem besonders schützenswerten Lebensraum mit artenreichen, wärmeliebenden Pflanzen-
und Tiergesellschaften entwickelt hat. Magergras-Fluren und Kleingewässer beherbergen Pflanzen- und
Tierarten, die wegen des Mangels an derartigen Lebensräumen stark gefährdet oder vom Aussterben
bedroht sind. Die Natur ist hier in ihrer Ganzheit zu erhalten und, soweit es zur Erhaltung bestimmter
bedrohter Pflanzen- und Tierarten erforderlich ist, durch planvolle Maßnahmen zu entwickeln oder wie-
derherzustellen.

§ 4
Verbote

 (1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung
führen können. Insbesondere ist es verboten,

1. Bodenbestandteile abzubauen, Aufschüttungen, Auf- oder Abspülungen oder Abgrabungen vorzu-
nehmen;
 

2. Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen;
 

3. Straßen, Wege, Plätze jeder Art oder sonstige Verkehrsflächen anzulegen oder wesentlich zu än-
dern;
 

4. Leitungen jeder Art zu verlegen, Masten, Einfriedigungen oder Einzäunungen zu errichten oder
bestehende Einrichtungen oder Anlagen wesentlich zu ändern;
 

5. bauliche Anlagen, auch wenn sie keiner Genehmigung nach der Landesbauordnung bedürfen, zu
errichten oder wesentlich zu ändern;
 

6. die Gewässer auszubauen im Sinne des § 31 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes oder Maßnah-
men durchzuführen, die den Wasserstand oder Wasserabfluß verändern, oder Stoffe einzubringen
oder einzuleiten oder zu entnehmen oder andere Maßnahmen vorzunehmen, die geeignet sind,
die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit der Gewässer nachteilig zu verän-
dern;
 

7. Anlagen zur Entwässerung eines Grundstückes zu errichten oder die bestehende Grundstücksent-
wässerung zu verändern;
 

8. Klärschlamm oder sonstige Stoffe organischer oder anorganischer Zusammensetzung einzubrin-
gen;
 

9. Bild- oder Schrifttafeln anzubringen, ausgenommen die zur Kennzeichnung des Naturschutzge-
bietes sowie Hinweis- und Warntafeln aufgrund anderer Rechtsvorschriften;
 

10. Erstaufforstungen vorzunehmen;
 

11. die Lebens- oder Zufluchtstätten der Tiere oder die Standorte der Pflanzen zu beseitigen oder
nachteilig zu verändern, insbesondere durch chemische Stoffe oder mechanische Maßnahmen;
 

12. Pflanzen, Pflanzenteile oder sonstige Bestandteile des Naturschutzgebietes zu entnehmen oder
Pflanzen einzubringen;
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13. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie durch Lärm oder mutwillig anderweitig zu beunruhigen,
sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder Tiere auszusetzen oder anzusiedeln;
 

14. Flugmodelle, Modellflugkörper mit Eigenantrieb, Ballone oder Drachen aufsteigen oder landen
oder Schiffsmodelle fahren zu lassen;
 

15. die Gewässer mit Wasserfahrzeugen aller Art zu befahren;
 

16. in den Gewässern zu baden oder mit Tauchgeräten zu tauchen;
 

17. Zelte oder Wohnwagen aufzustellen, Sachen aller Art zu lagern, Feuer zu machen oder Hunde
laufen zu lassen;
 

18. das Naturschutzgebiet zu betreten, im Naturschutzgebiet zu reiten oder zu fahren.
 

 (2) Beschränkungen, Verbote und Gebote nach dem Bundesnaturschutzgesetz, dem Landschaftspflege-
gesetz und sonstigen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

§ 5
Zulässige Handlungen

 (1) Unberührt von den Verboten des § 4 bleiben

1. die ordnungsgemäße Ausübung des Jagdrechtes im Sinne des § 1 des Bundesjagdgesetzes mit
der Einschränkung, daß die Jagd auf Wasserwild nicht ausgeübt werden darf, geschlossene Hoch-
sitze oder Fütterungseinrichtungen nicht errichtet und Wildäcker nicht angelegt werden dürfen;
 

2. das Betreten oder Befahren
a) der eigenen Grundstücke durch die Grundstücksbesitzer oder deren Beauftragte zur Wahr-

nehmung berechtigter Interessen;
 

b) des Naturschutzgebietes durch Personen, die von den zuständigen Behörden dazu er-
mächtigt worden sind;
 

 

3. Untersuchungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege oder zur Entwicklung des Naturschutz-
gebietes, die im Einvernehmen mit dem Landesamt für Naturschutz und Landschaftspflege als
oberer Landschaftspflegebehörde im Rahmen der Anordnungen der obersten Landschaftspflege-
behörde durchgeführt werden.
 

 (2) In Abständen werden die Auswirkungen der nach Absatz 1 zulässigen Handlungen auf die in § 3 be-
schriebenen Ziele der Verordnung und die Notwendigkeit geprüft, einzelne Handlungen einzuschränken
oder auszuweiten.

§ 6
Ausnahmen und Befreiungen

 Die untere Landschaftspflegebehörde kann im Einzelfall von den Verboten des § 4 Abs. 1 Nr. 12, 13 und
18 Ausnahmen zulassen, die nicht zu einer nachhaltigen Störung führen oder den Schutzzweck nicht
beeinträchtigen können. Sie ist auch zuständig für die Erteilung von Befreiungen nach § 61 Abs. 2 des
Landschaftspflegegesetzes und kann bei Gefährdung des Schutzzweckes die unaufschiebbaren, notwen-
digen Maßnahmen treffen.

§ 7
Ordnungswidrigkeiten
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 (1) Ordnungswidrig nach § 64 Abs. 2 Nr. 2 des Landschaftspflegegesetzes handelt, wer vorsätzlich ent-
gegen

1. § 4 Abs. 1 Nr. 1 Bodenbestandteile abbaut, Aufschüttungen, Auf- oder Abspülungen oder Abgra-
bungen vornimmt;
 

2. § 4 Abs. 1 Nr. 2 Sprengungen oder Bohrungen vornimmt;
 

3. § 4 Abs. 1 Nr. 3 Straßen. Wege, Plätze jeder Art oder sonstige Verkehrsflächen anlegt oder we-
sentlich ändert;
 

4. § 4 Abs. 1 Nr. 4 Leitungen jeder Art verlegt, Masten, Einfriedigungen oder Einzäunungen errichtet
oder bestehende Einrichtungen oder Anlagen wesentlich ändert;
 

5. § 4 Abs. 1 Nr. 5 bauliche Anlagen, auch wenn sie keiner Genehmigung nach der Landesbauord-
nung bedürfen, errichtet oder wesentlich ändert;
 

6. § 4 Abs. 1 Nr. 6 die Gewässer ausbaut im Sinne des § 31 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes
oder Maßnahmen durchführt, die den Wasserstand oder den Wasserabfluß verändern, oder Stoffe
einbringt oder einleitet oder entnimmt oder andere Maßnahmen vornimmt, die geeignet sind, die
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit der Gewässer nachteilig zu verändern;
 

7. § 4 Abs. 1 Nr. 7 Anlagen zur Entwässerung eines Grundstückes errichtet oder die bestehende
Grundstücksentwässerung verändert;
 

8. § 4 Abs. 1 Nr. 8 Klärschlamm oder sonstige Stoffe organischer oder anorganischer Zusammenset-
zung einbringt;
 

9. § 4 Abs. 1 Nr. 9 Bild- oder Schrifttafeln anbringt;
 

10. § 4 Abs. 1 Nr. 10 Erstaufforstungen vornimmt;
 

11. § 4 Abs. 1 Nr. 11 die Lebens- oder Zufluchtstätten der Tiere oder die Standorte der Pflanzen be-
seitigt oder nachteilig verändert, insbesondere durch chemische Stoffe oder mechanische Maß-
nahmen;
 

12. § 4 Abs. 1 Nr. 12 Pflanzen, Pflanzenteile oder sonstige Bestandteile des Naturschutzgebietes ent-
nimmt oder Pflanzen einbringt;
 

13. § 4 Abs. 1 Nr. 13 wildlebenden Tieren nachstellt, sie durch Lärm oder mutwillig anderweitig beun-
ruhigt, sie fängt, verletzt oder tötet oder Tiere aussetzt oder ansiedelt;
 

14. § 4 Abs. 1 Nr. 14 Flugmodelle, Modellflugkörper mit Eigenantrieb, Ballone oder Drachen aufstei-
gen oder landen oder Schiffsmodelle fahren läßt;
 

15. § 4 Abs. 1 Nr. 15 die Gewässer mit Wasserfahrzeugen aller Art befährt;
 

16. § 4 Abs. 1 Nr. 16 in den Gewässern badet oder mit Tauchgeräten taucht;
 

17. § 4 Abs. 1 Nr. 17 Zelte oder Wohnwagen aufstellt, Sachen aller Art lagert, Feuer macht oder Hun-
de laufen läßt;
 

18. § 4 Abs. 1 Nr. 18 das Naturschutzgebiet betritt, im Naturschutzgebiet reitet oder fährt.
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 (2) Ordnungswidrig handelt auch, wer fahrlässig nicht erkennt, daß er die in Absatz 1 genannten Hand-
lungen im Naturschutzgebiet vornimmt.

§ 8
Inkrafttreten

 Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Anlage:

 
 

 
© juris GmbH

 



Verkehrswertgutachten (Anlage 13)




























































